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Entwurf

Begründung

A.
Allgemeiner Teil


I.
Anlass und Ziele

Der Gesetzentwurf dient in seinem Artikel 1 im Wesentlichen der Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie), veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 327 S. 1, in niedersächsisches Landesrecht. Er übernimmt die Regelungen des Siebten Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 18. Juni 2002 (BGBl. I S.1914, 2711) und erfüllt die darin enthaltenen Regelungsaufträge. Außerdem übernimmt der Entwurf die Änderungen des WHG, die seit der 6. Novelle (1996) erfolgt sind. Der an den Landesgesetzgeber gerichtete Auftrag des § 1a Abs. 3 WHG, wonach gesetzlich zu regeln ist, dass der Wasserbedarf der öffentlichen Wasserversorgung vorrangig aus ortsnahen Wasservorkommen zu decken ist, soll wegen der Schwierigkeit und Tragweite der damit zusammenhängenden Fragen zu einem späteren Zeitpunkt erfüllt werden.

Mit der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) wird nach den vielen sektoralen Gewässerschutzrichtlinien der vergangenen Jahre auf europäischer Ebene zum ersten Mal ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt. Die Gewässer sollen flussgebietsbezogen bewirtschaftet werden, d.h. von der Quelle bis zur Mündung mit allen Zuflüssen. Die Gewässerökologie, vor allem die Gewässerbiologie, ist erstmals für die Qualität der Gewässer ausschlaggebend, nicht mehr die chemische und physikalische Beschaffenheit, die aber weiterhin eine Rolle spielt. Um die Gewässerqualität zu erfassen, zu bewerten und Maßnahmen zu ihrer Erhaltung oder Verbesserung zu ergreifen, sieht die Richtlinie die Erstellung national und international koordinierter Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne vor.

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten auf gemeinsame, nicht nur nutzungsbezogene, sondern vor allem ökologisch begründete Qualitätsziele für die Gewässer, die nach einheitlichen Vorgaben zu entwickeln sind. Nach Artikel 4 Abs. 1 WRRL ist das Umweltziel der gute Zustand aller Gewässer, der möglichst innerhalb von 15 Jahren nach Inkrafttreten der Richtlinie erreicht werden muss. Zu diesem Umweltziel gehören der gute ökologische und chemische Zustand der Oberflächengewässer, das gute ökologische Potential und der gute chemische Zustand für erheblich veränderte oder künstliche Oberflächenwasserkörper (z.B. Schifffahrtswege, Stauhaltungen, Seitenkanäle) sowie der gute quantitative und chemische Zustand des Grundwassers und die Umkehrung steigender signifikanter Aufwärtstrends bei Schadstoffkonzentrationen im Grundwasser.

Die WRRL ist innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten, d.h. bis zum 22. Dezember 2003 in nationales Recht umzusetzen. Mit dem Siebten Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 18. Juni 2002 sind die Anforderungen der Richtlinie bereits bundesrechtlich normiert worden (Rahmengesetzgebungskompetenz nach Art. 75 Abs. 3 GG). Der Bund hat die wesentlichen Eckpunkte, d.h. das Grundkonzept der WRRL, das von den Ländern näher auszufüllen ist, umgesetzt und Regelungsaufträge an die Länder erteilt. Nach § 42 WHG sind die Länder verpflichtet, diesen Regelungsaufträgen und die Bestimmung weiterer Detailvorgaben in Form der Landesgesetzgebung bis zum 22. Dezember 2003 nachzukommen.

Der vorliegende Entwurf zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) enthält zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im Wesentlichen folgende neue Vorschriften:

· § 1 enthält künftig auch für Grundwasser eine Begriffsbestimmung. Zusätzlich werden neue, durch Artikel 2 WRRL und § 1 WHG vorgegebene und für das deutsche Wasserrecht bisher nicht relevante Definitionen umgesetzt, wie zum Beispiel für das Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet.

· In die Grundsätzevorschrift des § 2  wird auch der Schutz der von den Gewässern direkt abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete einbezogen, wie er in Artikel 1, Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe c WRRL sowie in     § 1a Abs. 1 WHG als Ziel formuliert ist.

· Die Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten (vier in Niedersachsen: Ems, Weser, Elbe und Rhein) wird als Grundsatz in einem neuen § 2a gesetzlich verankert, wie auch die Pflicht der Wasserbehörden zur Koordination der Gewässerbewirtschaftung auf nationaler und zur Mitwirkung an der Koordination auf internationaler Ebene. Die maßgeblichen Vorgaben enthalten Artikel 3 WRRL und § 1b WHG.

-      Die zentralen Regelungen des Artikel 4 WRRL über die Bewirtschaftungsziele 
       und –anforderungen werden für die Oberflächengewässer, die Küstengewässer 

 und das Grundwasser, wie in der Struktur des WHG und des NWG 




 vorgesehen, an verschiedenen Stellen des Gesetzes getrennt umgesetzt. Dies 

 gilt auch für die Bestimmungen über die einzuhaltenden Fristen für die 



 Erreichung der Bewirtschaftungsziele und die zulässigen Ausnahmen von den 

    Bewirtschaftungszielen und –anforderungen, soweit sie in Artikel 4 Abs. 4 bis 7 

    WRRL vorgesehen sind. Die oberirdischen sowie die künstlichen und die 


 erheblich veränderten Gewässer werden im zweiten Teil des NWG in einem 

 neuen Kapitel I (§§ 64a – e) behandelt. Die entsprechenden Regelungen zu 

 den Küstengewässern sind im neuen § 130a und die zum Grundwasser im 


 neuen § 136a verankert. Wesentliche Bewirtschaftungsziele und 




 –anforderungen sind der gute Gewässerzustand und das sofort wirksame 


 Verbot der Verschlechterung des Zustands der Gewässer. Die Vorschriften 


 ermächtigen das Fachministerium zum Erlass einer Verordnung, die die 


 detaillierten Anforderungen an die Bestandsaufnahme und die Bewertung des 

 Zustands der Gewässer regelt. Für die erforderliche Verordnung wurde auf 


 Länderebene eine Musterverordnung erarbeitet, zu der die Verbände auf 


 Bundesebene bereits angehört worden sind. Sie regelt auf der Basis der 


 WRRL die Maßstäbe sowie die Art und Weise, wie Gewässerzustände 



 festgestellt, bewertet und gegenüber der Europäischen Kommision dargestellt 

 werden müssen. Auf der Grundlage der Verordnung wird entsprechend dem 

 europäischen Zuschnitt der vorgeschriebenen Bewirtschaftung  der 




 Flussgebietseinheiten in erster Linie für die wichtigen Gewässer festgestellt 

              werden, ob sie einen guten Zustand haben. Kleine Nebengewässer werden nur 

              betrachtet, wenn das Defizit in der Wasserqualität im wichtigen Gewässer auf 

 dem schlechten Zustand des kleineren Nebengewässers beruht. Das Ziel des 

 guten Gewässerzustands ist daher vorrangig in den wichtigen Gewässern der 

 
 Flussgebietseinheit zu erreichen.

· Die durch die Wasserrahmenrichtlinie gesetzten Bewirtschaftungsziele führen zu Änderungen bei den Vorschriften über die Gewässerunterhaltung (§ 98 Abs. 1) und den Ausbau (§ 120 Abs. 1). Sie stehen im Einklang mit den Vorschriften des WHG (§§ 28 Abs. 1, 31 Abs. 1). 

· Unter Streichung der bisherigen Bewirtschaftungsinstrumente der Reinhalteordnung (§ 96), des Abwasserbeseitigungsplans (§ 152), des wasserwirtschaftlichen Rahmenplans (§ 181) und des Bewirtschaftungsplans     (§ 184) werden Bestimmungen zum Inhalt und zum Verfahren für die Aufstellung der Maßnahmenprogramme (§ 181) und der Bewirtschaftungspläne (§ 184) einschließlich der nach Artikel 14 WRRL gebotenen Information und Anhörung der Öffentlichkeit  (§ 184a ) getroffen. Die grundlegenden Maßnahmen (§ 181 Abs. 3) in den bis zum Jahre 2009 zu erlassenden Maßnahmenprogrammen wie Verbote und Zulassungsschranken liegen im deutschen Wasserrecht bereits weitgehend vor. Ein darüber hinaus gehender gesetzlicher Regelungsbedarf, weitere Maßnahmeinstrumente einzuführen, soll erst dann erfüllt werden, wenn der Inhalt der Maßnahmeprogramme nach § 181 dies erfordert. Für die Inkraftsetzung der Teile des Maßnahmenprogramms, die sich auf die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten beziehen, ist die Beschlussfassung der Landesregierung vorgesehen (§ 181 Abs. 1).

· Schließlich wird entsprechend dem Auftrag des § 37a WHG in § 171 die Beschaffung und Weitergabe von Informationen – auch von Daten Dritter – geregelt, um insbesondere die Bestandsaufnahme der den Gewässerzustand betreffenden Gegebenheiten, eine zutreffende Auswahl von Maßnahmen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele sowie die Erfüllung der Koordinierungs- und Berichtspflichen der Wasserbehörden zu ermöglichen.

Die nicht auf der WRRL beruhenden Änderungen in Artikel 1 Nummern 2 Buchstabe c, 7,  15, 19 und 20, die den noch nicht umgesetzten Änderungen des WHG seit 1996 folgen, dienen der stärkeren Betonung des Klimaschutzes (§ 2 Abs. 1 Satz 3, 2. Halbsatz), der Umsetzung der FFH-Richtlinie (§ 8 Abs. 2), dem Verbot der Verklappung fester Stoffe im Küstengewässer (§ 131 Abs. 2) und der besseren Abgrenzung der Rohrleitungsanlagen nach § 156 von den Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 161.

Außerdem soll mit Artikel 1 Nummer 27 durch Änderung des § 190 Abs. 2 die Möglichkeit erweitert werden, Verstöße gegen Verordnungen mit einem Bußgeld zu ahnden.

II.
Haushaltsmäßige Auswirkungen


Der in der Wasserwirtschaft entstehende Verwaltungsaufwand und die finanziellen 
Auswirkungen beruhen im Wesentlichen auf den Vorgaben der EU mit der WRRL 
und des Bundesgesetzgebers mit dem WHG. Das hiernach zu entwickelnde neue 
Konzept für die Gewässerbewirtschaftung erfordert für die Bestandsaufnahme, für 
ergänzende Untersuchungen und für die Durchführung von konkreten Maßnahmen 
zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele einen zusätzlichen Finanzbedarf.


Außerdem entstehen dem Land, den Gemeinden und den Wasserverbänden weitere Kosten, soweit sie als Träger wasserwirtschaftlicher Vorhaben (Benutzung, Unterhaltung und Ausbau von Gewässern) betroffen sind. 

Die insgesamt anfallenden Kosten aus der in das NWG implementierten WRRL können derzeit aus folgenden Gründen noch nicht genau im Einzelnen beziffert werden: Die WRRL verlangt zunächst eine Bestandsaufnahme des Gewässerzustandes, die im Wesentlichen bis Ende 2004 abgeschlossen sein muss. Es sind zwar bereits viele der geforderten Daten vorhanden, jedoch enthält die WRRL zusätzliche Anforderungen und Parameter, bei denen die Kriterien und der Aufwand für die Bestandsaufnahme noch im Detail ermittelt werden müssen. Hierzu sind fachliche Untersuchungen notwendig. Weiterhin lässt die WRRL bei der Auswahl der für die Erreichung des guten Gewässerzustands geeigneten Maßnahmen aufgrund von Kosten-Nutzen-Erwägungen und infolge der nach der Richtlinie möglichen Ausnahmen und Fristen einen Entscheidungsspielraum zu, der entsprechende Auswirkungen auf die Kostenfolgen hat. Welche Maßnahmen innerhalb welcher Fristen notwendig sind, kann erst nach der Bestandsaufnahme und der Analyse der Defizite festgelegt werden und erst danach können die Kosten im Einzelnen beziffert werden.

Im Rahmen der Umsetzung der WRRL ist zudem zu berücksichtigen, dass die Verbesserung des Gewässerzustands schon seit langem zu den Kernaufgaben der Wasserwirtschaftsverwaltung gehört und das viele Aktivitäten bereits jetzt schon darauf ausgelegt sind, die in der WRRL definierten Ziele zu erreichen. Daher wären viele Investitionsmaßnahmen, z.B. zur Verbesserung der Gewässerqualität und der Gewässerstruktur, zum großen Teil unabhängig von der WRRL bereits aufgrund der bestehenden Rechtslage im Lauf der Zeit erforderlich. Die Anforderungen der WRRL beziehen sich jedoch grundsätzlich auf alle Gewässer und führen zu einer höheren rechtlichen Verbindlichkeit im Vergleich zum status quo.

Vor diesem Hintergrund wird die Umsetzung der WRRL insbesondere in folgenden Bereichen zusätzliche finanzielle und personelle Mittel kurz- und mittelfristig beanspruchen, wobei je nach Bedarf auch die Vergabe von Arbeiten in Betracht kommt:

· die bereits erwähnte Bestandsaufnahme des Gewässerzustands, insbesondere hinsichtlich der biologischen Parameter, weil hier noch keine ausreichenden Daten vorhanden sind oder neue Untersuchungskomponenten zwingend hinzutreten (z.B. Fische, Phytoplankton);

· die von der WRRL geforderte Überwachung, vor allem die Einrichtung von repräsentativen Messnetzen, weil die bestehenden Messnetze im Einzelfall nicht ausreichen werden, um den Zustand insbesondere der Gewässer, in denen die Zielerreichung gefährdet ist, kontinuierlich zu überwachen; auch hier sind z.Z. Kostenschätzungen nur annäherungsweise möglich, weil der Umfang des Messaufwands von den Ergebnissen der Bestandsaufnahme des Gewässerzustands (Bericht 2004) abhängt;

· die nach der Bestandsaufnahme bis 2009 aufzustellenden und danach fortlaufend alle sechs Jahre aufzustellenden und durchzuführenden Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne mit der in diesem Zusammenhang erforderlichen Kooperation und Koordination auf nationaler und internationaler Ebene, die den Vollzugsaufwand vor allem im personellen Bereich erhöhen werden.


Zusammengefasst werden sich in der zeitlichen Abfolge voraussichtlich 
nachfolgende Kosten ergeben:


Ab dem Jahr 


2004: 


Koordinierungsaufgaben 

 



  rd. 1,6 Mio. €


     



Überblicksüberwachung und Monitoring

  
rd. 0,7  Mio. €






Sach- und Gutachterkosten für die Aufstellung 






von Bewirtschaftungsplänen und Maßnahme-






programme 








  
rd. 0,5 Mio. €













     

insgesamt   2,8 Mio. €

2005:



Koordinierungsaufgaben






rd. 1,6 Mio. €






Überblicksüberwachung / Monitoring



rd. 0,7 Mio. €






Sach- und Gutachterkosten für die Aufstellung









von Bewirtschaftungsplänen und Maßnahme-






programme




    




rd. 2,2 Mio. €















insgesamt  4,5 Mio. €

2006:



Koordinierungsaufgaben






rd. 0,9 Mio. €






Überblicksüberwachung / Monitoring



rd. 0,9 Mio. €






Sach- und Gutachterkosten – wie vor -


rd. 2,7 Mio. €















Insgesamt  4,5 Mio. €

2007:



Koordinierungsaufgaben






rd. 0,8 Mio. €






Überblicksüberwachung / Monitoring



rd. 0,9 Mio. €






Sach- und Gutachterkostern – wie vor -


rd. 2,4 Mio. €















Insgesamt  4,1 Mio. €











Die entstehenden zusätzlichen Kosten werden im Rahmen der Haushalts-
anmeldungen abzudecken bzw. soweit wie möglich durch Umschichtungen im 
Einzelplan 15 aufzufangen sein. 


Ein erheblicher zusätzlicher Kostenaufwan
d wird sich im Rahmen der ab 2009 
durchzuführenden Maßnahmenprogramme ergeben. Die Aufwendungen betreffen 
die eigene Durchführung oder Bezuschussung von Zustandsverbesserungen am 
Gewässer. Angesichts der Prognoseunsicherheiten wird davon abgesehen, für 
Niedersachsen das Ausgabevolumen zu berechnen.


Soweit bisher bekannt, sind hierfür in anderen Ländern für die Zeit bis 2015 
folgende Beträge veranschlagt: Rheinland-Pfalz rd. 1,25 Mrd. €, Schleswig-Holstein 
rd. 0,688 Mrd. €; England rechnet nach Pressemeldungen mit rd. 36 Mrd. €. 
Andererseits geht Bayern von keinen zusätzlichen Kosten aus. Baden-Württemberg 
enthält sich angesichts der fehlenden Bezugsgrundlagen ebenfalls einer 
Kostenprognose.


Die den Kommunen und Wasserverbänden entstehenden zusätzlichen Kosten 
sind derzeit nicht abschätzbar. Es wird sich zunächst ganz überwiegend um Kosten 
für die Beteiligung an der Bewirtschaftungsplanung handeln.

III.
Umweltpolitische Auswirkungen


Der mit der Umsetzung der WRRL verbundene ganzheitliche Bewirtschaftungs-
ansatz der Gewässer stellt eine erhebliche Verbesserung des Schutzes der Umwelt 
dar. Die zur Realisierung des angestrebten Umweltziels eines guten Zustands der 
Gewässer aufzustellenden Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne 
werden die Gewässerqualität entscheidend beeinflussen.

IV.
Frauenpolitische Auswirkungen


Der Gesetzentwurf hat keine frauenpolitischen Auswirkungen.

V.
Auswirkungen auf Schwerbehinderte


Der Gesetzentwurf hat keine Auswirkungen auf Schwerbehinderte

B. Besonderer Teil


Zu den Vorschriften im Einzelnen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

Änderung auf Grund der Einfügung eines neuen Satzes 2.

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb

Der Begriff Grundwasser wird wie in § 1 Abs. 1 Nr. 2 WHG entsprechend der Definition in Art. 2 Nr. 2 WRRL näher bestimmt. Dies dient der Klarstellung. Die Definition entspricht sinngemäß der Begriffsbestimmung der DIN 4049 (vgl. auch   § 2 Abs. 1 BBodSchG).

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc

Es wird entsprechend der Regelung in § 1 Abs. 1 Satz 2 WHG klargestellt, dass nicht nur ganze Gewässer, sondern auch Teile von ihnen den Vorschriften des NWG unterliegen. Damit wird der Regelung in der WRRL gefolgt, die die Bewirtschaftungsanforderungen auf „Wasserkörper“ bezieht, die ggf. Abschnitte von oberirdischen Gewässern oder abgrenzbare Grundwasservolumen umfassen. Der Begriff „Wasserkörper“ spielt in der Verordnung oder den Verordnungen zu § 64a Abs. 2 und § 136a Abs. 2 eine besondere Rolle. Für Teile eines Gewässers können z. B. unterschiedliche Feststellungen zu seinem Zustand getroffen und nach § 64b und § 64d unterschiedliche Ziele festgesetzt werden.

Zu Buchstabe b

Mit diesem neuen Absatz werden entsprechend der Regelung im WHG die für die Umsetzung der WRRL wichtigen neuen Begriffe des Einzugsgebiets, des Teileinzugsgebiets und der Flussgebietseinheit bestimmt. Sie sind für das Verständnis der folgenden Paragrafen erforderlich. Die Definitionen werden mit redaktionellen Änderungen aus Artikel 2 Nr. 13 bis 15 WRRL übernommen. In Nummer 3 wird auf die Definition des Küstengewässers nach § 2a Abs. 6 verwiesen, die enger als die in § 1 Abs. 1 Nr. 2 ist. 
Zu Nummer 2 Buchstabe a

§ 2 Abs. 1 Satz 2 wird entsprechend § 1a Abs. 1 Satz 2 WHG um zwei Aspekte ergänzt: 

Entsprechend der Zielsetzung der WRRL sollen nicht nur die Gewässer, sondern auch die von den Gewässern unmittelbar abhängenden landgebundenen Lebensraumsysteme und Feuchtgebiete, soweit deren Wasserhaushalt betroffen ist, geschützt werden. Diese Zielsetzung wird in Artikel 1 Buchstabe a  WRRL geregelt. Außerdem findet die Zielsetzung der nachhaltigen Entwicklung mit einem langfristigen Schutz der Wasserressourcen ihre ausdrückliche Regelung im Gesetz. Die Anforderung hat ihre Grundlage in Artikel 1 Buchstabe b WRRL, sie wurde bisher in § 2 NWG nicht besonders angesprochen. Die Ergänzung beschreibt, wie sich aus den Worten „damit insgesamt“ ergibt, das Ergebnis aller Maßnahmen zur Zielerreichung.

Die ausdrücklichen Klarstellungen in Satz 2 sind zur Gewährleistung einer einheitlichen Anwendung der die Naturschutzbelange integrierenden länderübergreifenden Bewirtschaftung der Gewässer erforderlich.

Zu Nummer 2 Buchstabe b

Der bisherige Satz 3, 1. Halbsatz, wurde aus redaktionellen Gründen neuer Satz 3.

Zu Nummer 2 Buchstabe c

In den neuen Satz 4, der dem § 2 Abs. 1 Satz 3, 2. Halbsatz NWG entspricht, werden entsprechend der Regelung in § 1a Abs. 1 Satz 3, 2. Halbsatz WHG die Worte „unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Klimaschutzes“ eingefügt. Mit der Ergänzung sollen die Belange des Klimaschutzes neben anderen Anforderungen des Umweltschutzes z.B. dem erwähnten Naturschutz besonders angesprochen werden. So ist z.B. die Nutzung der Wasserkraft nicht nur unter unter wasserwirtschaftlichen und Naturschutzgesichtspunkten, sondern auch unter dem Aspekt des Klimaschutzes zu behandeln.

Zu Nummer 3

Mit dem neuen § 2a wird Artikel 3 WRRL unter Berücksichtigung der Rahmenvorgaben des § 1b WHG umgesetzt. 

In Absatz 1 Satz 1 wird der Grundsatz verankert, die Gewässer nicht mehr nach einzelnen fachlichen Gesichtspunkten und in durch Verwaltungsgrenzen bestimmten Gewässerabschnitten, sondern ganzheitlich in Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. Die Flussgebietseinheiten sind nach hydrologischen Gegebenheiten zu bestimmen. § 1b Abs. 1 Satz 1 WHG hat die Regelung getroffen, welche Flussgebietseinheiten in der Bundesrepublik Deutschland bestehen. Auf dem Gebiet des Landes Niedersachsen liegen teilweise die Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein. Die Folgerung daraus zieht Satz 1. Die Bestandteile der Flussgebietseinheiten im Lande Niedersachsen werden in den Absätzen 2 bis 5 festgelegt.

Mit Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden die zuständigen Wasserbehörden beauftragt, die Bewirtschaftung der Flussgebietseinheiten untereinander sowie länderübergreifend und international zu koordinieren. Dies betrifft die nach der WRRL erforderliche Bestandsaufnahme des Gewässerzustands, die gütemäßige Einstufung, die Festlegung der zu erreichenden Bewirtschaftungsziele in den einzelnen Flussgebietseinheiten oder ihren Teilen einschließlich der Einstufung der Gewässer als künstlich oder erheblich verändert, die Erarbeitung der Maßnahmeprogramme und der Bewirtschaftungspläne (vgl. hierzu auch § 181 Abs. 1 Satz 2 und § 184 Abs. 1 Satz 2) sowie die erforderlichen Umsetzungsmaßnahmen. Im Verhältnis zum Bunde besteht nach Satz 4 das Erfordernis, das Einvernehmen der zuständigen Bundesbehörde dann einzuholen, wenn die Verwaltungskompetenzen des Bundes oder gesamtstaatliche Belange bei der Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten berührt sind. Eine inhaltliche Abstimmung mit dem Bund ist auf nationaler Ebene z.B. auf Grund seiner Verwaltungskompetenzen im Bezug auf die Belange der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung erforderlich. Insgesamt gesehen bleibt die Beteiligung des Bundes bei wasserwirtschaftlichen Maßnahmen der Länder auf wenige Ausnahmefälle beschränkt. Satz 4 regelt nicht die Frage, in welchen Fällen ein Benehmen der Bundesbehörden erforderlich ist. Der Entwurf steht auf dem Standpunkt, dass die Bewirtschaftung der Flussgebietseinheiten auf der Grundlage von Maßnahmenprogrammen mit allen Beteiligten eines großen Maßes an inhaltlicher Abstimmung bedarf. Einer Sonderregelung für den Bund ist nicht erforderlich.

Absätze 2 bis 5 legen die Bestandteile der Flussgebietseinheiten fest. Sie setzen sich in den Fällen der Absätze 2 bis 4 aus dem Einzugsgebiet des Hauptstroms, ggf. den Einzugsgebieten von anderen in das Küstengewässer mündenden Gewässern, dem ihnen zugeordneten Grundwasser und dem Küstengewässer nach Absatz 6 in einer bestimmten Breite zusammen. Die Flussgebietseinheit Rhein wird in Absatz 5 nur mit dem in Niedersachsen liegenden Teileinzugsgebiet der Vechte und dem ihm zugeordneten Grundwasser beschrieben.

Nach Absatz 6 gehören die Küstengewässer nur zum Teil in den Koordinierungszusammenhang der Flussgebietseinheit. Im Hinblick auf den ökologischen und den chemischen Zustand ist nur der in Absatz 6 genannte schmalere Gewässerstreifen betroffen, während es im restlichen Küstengewässer entsprechend Artikel 2 Nr. 1 WRRL, ohne dass es zur Bewirtschaftungseinheit Flussgebietseinheit gehört, nur auf das Bewirtschaftungsziel des guten chemischen Zustands ankommt. Die entsprechenden bundesrechtlichen Regelungen sind in § 1b Abs. 3 Satz 2 und § 32c Satz 2 WHG enthalten. Das differenziert zu behandelnde Küstengewässer ist nach den Abgrenzungsregelungen der Absätze 2 bis 4 den Flussgebietseinheiten in Niedersachsen zugeordnet.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Einfügung eines neuen § 2a (Nummer 3).

Zu Nummer 5

Die Regelung des § 5 Abs. 2 NWG enthält die Ermächtigung zur Festsetzung von Auflagen, die insbesondere dem Ausgleich von Beeinträchtigungen und nachteiligen Wirkungen dienen, die durch eine Benutzung eintreten können. Nach Nummer 3 dieser Regelung entsprechen die Qualitätsanforderungen an durch Auflagen angeordnete Maßnahmen derzeit nur noch eingeschränkt den Güteanforderungen des Artikels 4 in Verbindung mit Anhang V der Wasserrahmenrichtlinie. Die Rechtsgrundlage zur Festsetzung von Auflagen soll entsprechend § 4 Abs. 2 Nr. 2a WHG im Hinblick auf deren Bedeutung für den wasserrechtlichen Vollzug und aus Gründen der Rechtssicherheit an die Begrifflichkeit der Gütekriterien der Wasserrahmenrichtlinie angepasst werden.

Zu Nummer 6

Die Ergänzung des § 7 Abs. 1 um eine neue Nr. 5 ist eine Folgeänderung auf Grund der Einführung des Instruments des Maßnahmenprogramms in § 181. Um diese Programme umsetzen zu können, ist es ggf. erforderlich, bestehende wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen anzupassen. Die entsprechende Regelung enthält § 5 Abs. 1 Nr. 1a WHG.

Zu Nummer 7

Die Änderung dient der Umsetzung der FFH-Richtlinie. Eine entsprechende Regelung befindet sich in § 6 Abs. 2 WHG. Diese steht allerdings, soweit sie neben dem Ausgleich der Beeinträchtigung auch die Kompensation in sonstiger Weise berücksichtigt, im Widerspruch mit der Parallelregelung des § 35 BNatSchG. Projekte im Sinne des Artikels 6 Abs. 3 Satz 1 der FFH-Richtlinie sind auch solche, von denen Belastungen stofflicher Art ausgehen können. Sie können z.B. in der Einleitung von Stoffen, in der Entnahme von Wasser oder in dem Aufstauen des Gewässers liegen. Nach Durchführung der Verträglichkeitsprüfung ist über einen Ausgleich der Beeinträchtigungen oder ihre Kompensation sowie über eine Ausnahme vom Versagungsgrund des Absatzes 2 Satz 1 zu entscheiden.

Zu Nummer 8

Mit den neu eingefügten §§ 64a bis 64e werden die Regelungen des Artikels 4 WRRL für die oberirdischen Gewässer umgesetzt.

Zu § 64a

§ 64a Abs. 1 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a Abschnitt i und ii WRRL, in dem die Bewirtschaftungsziele für die Oberflächengewässer nach der WRRL festgelegt sind, für den Bereich der oberirdischen Gewässer. Zu den Küstengewässern wird auf den neuen § 130a verwiesen. Es werden das Verschlechterungsverbot und die Pflicht zur Erreichung eines guten ökologischen und chemischen Zustands der oberirdischen Gewässer als Bewirtschaftungsziele für die oberirdischen Gewässer eingeführt. Die Regelung entspricht § 25a Abs. 1 WHG, ergänzt um die Fristbestimmung in Nummer 2. 

Absatz 2 nimmt die Regelungsaufträge des § 25a Abs. 2 und 3 WHG an die Länder auf. Die Regelungen im einzelnen sollen durch Verordnung erfolgen. 

Absatz 2 dient der Festlegung der zur Bestimmung und Überwachung des Gewässerzustands erforderlichen Einzelheiten. Gegenstand der Regelung ist die Umsetzung der Inhalte der Anhänge II und V WRRL, in denen detailliert die Vorgaben für die Bestandsaufnahme des Gewässerzustands sowie dessen Überwachung, Einstufung und Darstellung geregelt sind. Um eine bundesweit möglichst einheitliche Umsetzung zu gewährleisten, haben die Länder eine Musterverordnung erarbeitet. 

Mit Absatz 3 sollen künftige auf EU-Ebene erfolgende Festlegungen der prioritären Stoffe und der prioritärer gefährlichen Stoffe nach Artikel 16 Abs. 2 und 3 WRRL und der Maßnahmen zur Reduzierung und Beendigung der Einleitung dieser Stoffe in das Landesrecht umgesetzt werden. Dieses entspricht auch der Regelung in Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a Abschnitt iv WRRL. Eine erste Liste prioritärer Stoffe und prioritärer gefährlicher Stoffe ist durch Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates bereits verabschiedet worden. Diese Liste wird nach Artikel 16 Abs. 11 WRRL zu Anhang X WRRL. Auf der Grundlage der Stoffliste werden die nach Artikel 16 zu erwartenden Tochterrichtlinien für Emissionsbegrenzungen, Qualitätsnormen und sonstige Maßnahmen in den nächsten Jahren erlassen werden.

Zu § 64b

Der neue § 64b dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a Abschnitt iii und Abs. 3 WRRL. Damit wird abweichend vom § 64a der Fall der künstlichen oder erheblich veränderten Gewässer gesondert geregelt.

In Absatz 1 werden die weitgehend dem § 25b WHG entsprechenden Definitionen der Begriffe "künstliche oder erheblich veränderte Gewässer" aus der WRRL übernommen sowie die Voraussetzungen nach Artikel 4 Abs. 3 WRRL festgelegt, die erfüllt sein müssen, um Gewässer als künstlich oder erheblich verändert ausweisen zu können. Der Begriff "signifikant" wird aus der WRRL übernommen. Er ist nicht mit dem Begriff "erheblich" gleichzusetzen, bei dem auch quantitative Aspekte eine Rolle spielen. Signifikante Belastungen der Gewässer können schon vor der Schwelle der Erheblichkeit vorliegen. Z.B. können bereits geringe Änderungen des Gewässers für die Gewässerqualität, auch in der gesamten Flussgebietseinheit, ausschlaggebend sein. Die Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs "signifikant" erfolgt in der Verordnung nach § 64a Abs. 2 und in den auf ihrer Grundlage durchgeführten Untersuchungen

Absatz 2 setzt Artikel 4 Abs. 8 WRRL weitgehend entsprechend der Regelung in    § 25b Abs. 3 WHG um. Danach darf die Einstufung eines oberirdischen Gewässers als künstlich oder erheblich verändert die Erreichung der Bewirtschaftungsziele in anderen Gewässern der Flussgebietseinheit nicht unmöglich machen oder gefährden. Bei der Inanspruchnahme der Abweichung von den Bewirtschaftungszielen nach § 64b sind also die Auswirkungen auf die gesamte Flussgebietseinheit zu berücksichtigen. Die Abweichung der vorgesehenen Regelung von § 25b Abs. 3 WHG trägt dem Umstand Rechnung, dass für Küstengewässer und das Grundwasser besondere Bewirtschaftungsziele gelten, die gesondert angesprochen werden müssen.

Absatz 3 regelt weitgehend entsprechend § 25b Abs. 1 WHG die Bewirtschaftungsziele für die als künstlich oder erheblich verändert eingestuften oberirdischen Gewässer. Für sie gelten entsprechend Artikel 4 Abs. 1  Buchstabe a Abschnitt iii WRRL das Verschlechterungsverbot und das Ziel, ein gutes ökologisches Potential und einen guten chemischen Zustand zu erreichen. Die Zielsetzung zum ökologischen Zustand muss die Ursachen für die erhebliche Veränderung des Gewässers berücksichtigen. Ob ein als künstlich oder erheblich verändert eingestuftes Gewässer die Bewirtschaftungsziele erreicht, hängt von den Feststellungen über den Gewässerzustand ab. Insoweit gilt nach Absatz 3 Satz 2 die Verordnungsermächtigung des § 64a Abs. 2 und 3 entsprechend. Der Gesetzentwurf vermeidet die unrichtige Anknüpfung der Regelung in § 25b Abs. 1 WHG an § 25b Abs. 4 WHG. Ob gegenüber § 64a veränderte Bewirtschaftungsziele für das oberirdische Gewässer gelten, hängt von dem in § 64b Abs. 2 festgelegten bewertenden Vorgang der Einstufung ab.

Zu § 64c

Absatz 1 regelt die nach Artikel 4 Abs. 4 WRRL zulässigen Änderungen des Fristenkonzepts. In § 25c Abs. 1 WHG sind die Länder beauftragt, die Fristen festzulegen, bis zu denen der gute Zustand der oberirdischen Gewässer erreicht werden muss. Dies ist in § 64a Abs. 1 und § 64b Abs. 3 geschehen. Die  Regelungen zur Überschreitung der Fristen im Absatz 1 entsprechen weitgehend  § 25c Abs. 2 WHG. Allerdings regelt das Gesetz nicht wie das WHG die Verlängerung der Fristen, die eine weitere Entscheidung eines Entscheidungsträgers voraussetzen würde, sondern das Einverständnis des Gesetzgebers mit ihrer  Überschreitung unter bestimmten Bedingungen. Nach diesen können die zunächst bis zum 22. Dezember 2015 laufenden Fristen um zweimal sechs Jahre, d.h. um zwei Bewirtschaftungsplanzyklen nach § 184 Abs. 4, überschritten werden. Auf die Darlegungsverpflichtungen im Bewirtschaftungsplan nach § 184 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b wird hingewiesen. Außerdem ist nach Artikel 4 Abs. 4 Buchstabe c WRRL eine weitere Überschreitung möglich, die in Satz 2 geregelt wird, wenn natürliche Gegebenheiten in einem Gewässer die Zielerreichung unmöglich machen (Art. 4 Abs. 4 Buchstabe b WRRL).

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 8 WRRL. Auf die Begründung zu § 64b Abs. 2 Satz 2 wird verwiesen. Die Regelung des Entwurfs weicht in entsprechender Weise von § 25c Abs. 3 WHG ab.

Zu § 64d

§ 64d dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 5 bis 8 WRRL. Damit werden die Regelungen der Richtlinie zu den Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen übernommen, die nur unter bestimmten Voraussetzungen in Anspruch genommen werden können und einer Begründungs- und Überprüfungspflicht unterliegen. 

Nach Absatz 1 kann die oberste Wasserbehörde weniger strenge Ziele für oberirdische Gewässer als in § 64a Abs. 1 und § 64b Abs. 3 festlegen. Diese Festlegungen sind z.B. zulässig, wenn Gewässer durch anthropogene Einwirkungen (vgl. z.B. die in § 64b Abs. 1 Nrn. 1 und 2 geregelten Gründe) sehr beeinträchtigt sind oder die natürlichen Umstände einer Zustandsverbesserung in der Weise entgegenstehen, dass die Erreichung der Bewirtschaftungsziele unmöglich ist oder mit unverhältnismäßig  hohem Aufwand verbunden wäre. Absatz 1 entspricht im Wesentlichen mit redaktionellen Abweichungen § 25d Abs. 1 WHG. Die Regelung des Satzes 2 ergibt sich aus Artikel 4 Abs. 5 Buchstabe d WRRL. Die Überprüfung hat im Rahmen der Planung des Maßnahmeprogramms zu erfolgen. Das Ergebnis der Prüfung ist nach § 184 Abs.2 Satz 2 Buchstabe c im Bewirtschaftungsplan darzustellen.

Absatz 2 regelt den Ausnahmefall der vorübergehenden Verschlechterung des Gewässerzustands, insbesondere bei Unfällen oder in Fällen höherer Gewalt. Die Verschlechterung des Gewässerzustands muss so schnell wie möglich wieder rückgängig gemacht werden. Die Sätze 1 und 2 entsprechen im Wesentlichen       § 25d Abs. 2 Satz 1 WHG, allerdings wird in Umsetzung von Artikel 4 Abs. 6 Satz 1 WRRL klarer geregelt, dass nicht vorhersehbare Unfälle als auslösenden Gründe für die Verschlechterung des Gewässerzustands neben den natürlichen Ursachen und der höheren Gewalt stehen. Für die beiden letzteren Gründe nennt die WRRL als Beispiel starke Überschwemmungen und lang anhaltende Dürren. Absatz 2 Satz 2 entspricht bis auf redaktionelle Änderungen § 25d Abs. 2 Satz 2 WHG. Die erforderlichen Maßnahmen gegen eine weitere Verschlechterung des Gewässerzustands sind im Maßnahmeprogramm aufzuführen.

Absatz 3 regelt den Ausnahmefall der neu eintretenden Umstände, die die Erreichung der Bewirtschaftungsziele verhindern oder eine Verschlechterung des Gewässerzustands verursachen. Hierfür müssen insbesondere Gründe von übergeordnetem öffentlichen Interesse vorliegen. Satz 1 setzt Artikel 4 Abs. 7 Spiegelstrich 1 und die Buchstaben a, c und d WRRL um und entspricht mit redaktionellen Änderungen § 25d Abs. 3 Satz 1 WHG. Für Satz 2 gilt entsprechendes im Verhältnis zu  Artikel 4 Abs. 7 Spiegelstrich 2 WRRL und § 25d Abs. 3 Satz 2 WHG. Satz 3 setzt Artikel 4 Abs. 7 Buchstaben b WRRL um. 

Absatz 4 enthält für die Fälle der Absätze 1 bis 3 die weitere Einschränkung, dass die Ausnahmefälle keine nachteiligen Auswirkungen auf die übrigen Gewässer der Flussgebietseinheit haben dürfen. Die Regelung, die in Parallelität zu § 64c Abs. 2 steht, setzt Artikel 4 Abs. 8 WRRL um und entspricht im Regelungsinhalt § 25d Abs. 4 WHG. 

Zu § 64e

Die Regelung stellt die Geltung der vorangegangenen §§ 64a bis 64d auch für Gewässer in Schutzgebieten klar, die nach den Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft ausgewiesen sind, sofern diese Vorschriften keine andere Regelung treffen. § 64e setzt Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe c WRRL um. Er findet in § 25c Abs. 4 WHG nur eine unvollkommene Entsprechung.

Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfügung des neuen Kapitels I in Nummer 8.

Zu Nummer 10

Die nach dem bisherigen § 96 zulässigen Reinhalteordnungen werden durch die neuen Instrumente des Maßnahmeprogramms (§ 181) und des Bewirtschaftungsplans (§ 184) entbehrlich, die alle Bereiche der Gewässernutzung abdecken und eine integrative Bewirtschaftung sicherstellen sollen. Daneben sind weitere Regelungen nicht mehr erforderlich. Die Regelung entspricht der in der 7. Novelle zum WHG.

Zu Nummer 11

Der umfassende Bewirtschaftungsansatz der WRRL erstreckt sich nicht nur auf die Benutzung, sondern auch auf die Unterhaltung und den Ausbau der Gewässer. Die Unterhaltung wird daher in Satz 2 in den Zusammenhang mit den Bewirtschaftungszielen nach § 64a Abs. 1 und § 64b Abs. 3 gesetzt, einschließlich der Möglichkeiten zu Fristüberschreitungen und Ausnahmen nach den §§ 64c und 64d. Ferner wird in Satz 3 vorgeschrieben, dass sich die Unterhaltung nach dem Maßnahmenprogramm nach § 181 NWG zu richten hat. Sätze 1 bis 3 entsprechen mit redaktionellen Änderungen § 28 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 WHG. Satz 4 entspricht    § 28 Abs. 1 Satz 4 WHG sowie in seinem Gehalt dem bisherigen § 98 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 und § 98 Abs. 1 Satz 3. Satz 5 regelt die bisherigen Aufgaben der Unterhaltung. Sie ist neben der Pflege und Entwicklung integraler Bestandteil der Unterhaltungsaufgabe. 

Zu Nummer 12

Zum Anpassungsbedarf der Vorschriften über den Gewässerausbau an die Anforderungen der WRRL wird auf die vorangegangenen Erläuterungen zu § 98 Abs. 1 hingewiesen. Bei der Entscheidung über den Ausbau von Gewässern werden in Zukunft die Bewirtschaftungsziele einschließlich ihrer Ausnahmemöglichkeiten sowie die Maßnahmenprogramme eine besondere Rolle zum Ob und Wie der Maßnahme spielen. Ausbaumaßnahmen, die eine geforderte Gewässerdurchgängigkeit verhindern würde, dürften nur in begründeten Ausnahmefällen erfolgen. Auf der anderen Seite könnte sich aus dem Maßnahmenprogramm das Erfordernis eines Gewässerausbaus ergeben (z.B. Beseitigung eines Gewässerabsturzes). Die erforderliche Ergänzung des § 120 Abs. 1 Sätze 2 und 3 entspricht der Änderung des § 31 Abs. 1 WHG.

Zu Nummer 13

Mit der Anpassung des § 130 wird entsprechend der Regelung in § 32a WHG Artikel 11 Abs. 3 Buchstabe g WRRL Rechnung getragen, wonach Einleitungen von Schadstoffen in Gewässer zulassungsbedürftig sind, wenn sie den Gewässerzustand negativ beeinflussen können. Das Einbringen von Fischnahrung, Fischereigeräten und dergleichen ist weiterhin in dem fischereiwirtschaftlich zweckmäßigen Umfang zulassungsfrei.

Zu Nummer 14

Die Küstengewässer gehören in dem in § 2a Abs. 6 beschriebenen Umfang zu den Flußgebietseinheiten. Sie sind nach der Regelung der WRRL Oberflächengewässer, auf die sich die Bewirtschaftungsziele und ihre Modifikationen nach Artikel 4 WRRL ebenfalls beziehen. Daher verweist § 130a wie § 32c WHG auf die Regelung zu den Bewirtschaftungszielen für oberirdische Gewässer (§§ 64a bis 64e). Der volle Bewirtschaftungszusammenhang besteht für den in § 2a Abs. 6 beschriebenen Teil des Küstengewässers. Im verbleibenden Teil gilt nur das Bewirtschaftungsziel des guten chemischen Zustands des Küstengewässers mit den diesbezüglichen Regelungen der §§ 64a bis 64e.

Zu Nummer 15

Die Änderung dient nicht der Umsetzung der WRRL, sondern soll eine mit Artikel 2 des Gesetzes vom 25 August 1998 (BGBl. I S. 2455) erfolgte Änderung des WHG nachvollziehen. Der neue Absatz 2 steht in Parallelität zu § 95 Abs. 1. Er entspricht § 32b Abs. 1 WHG. Küstengewässer sollen nicht abweichend von den Oberflächengewässern im Binnenland behandelt werden.

Zu Nummer 16

Der neue § 136a dient der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe b WRRL. 

Absatz 1 regelt die Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser. Diese entsprechen mit redaktionellen Änderungen denen in § 33a Abs. 1 WHG. 

Absatz 2 beruht auf den Regelungsaufträgen des § 33a Abs. 2 und 3 WHG an die Länder. Die Regelungen sollen durch Verordnung geschehen. Nummern 1 bis 3 dienen der Festlegung der zur Bestimmung und Überwachung des Gewässerzustands erforderlichen Einzelheiten. Gegenstand der Regelung ist die Umsetzung der Inhalte der Anhänge II und V WRRL, in denen detailliert die Vorgaben für die Bestandsaufnahme des Gewässerzustands sowie dessen Überwachung, Einstufung und Darstellung geregelt sind. Um eine bundesweit möglichst einheitliche Umsetzung zu gewährleisten, haben die Länder eine Musterverordnung erarbeitet. 

Mit Absatz 3 sollen künftige auf EU-Ebene erfolgende Festlegungen in den nach Artikel 17 WRRL zu erwartenden Tochterrichtlinien in das Landesrecht umgesetzt werden. In diesen Tochterrichtlinien sollen die Einzelheiten zur Ermittlung des chemischen Zustands des Grundwassers und Fragen der Trendumkehr bei sich erhöhenden Schadstoffkonzentrationen sowie Maßnahmen zur Verhinderung und Begrenzung der Grundwasserverschmutzung geregelt werden. Dies entspricht auch der Regelung in Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe b Abschnitt iii Satz 2 WRRL. 

Absatz 4 verweist entsprechend § 33a Abs. 4 WHG auf die schon für oberirdische Gewässer geregelten Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen und Möglichkeiten zur Überschreitung der Fristen für die Erreichung der Bewirtschaftungsziele, wobei die für das Grundwasser geltenden Besonderheiten in Artikel 4 Abs. 5 Buchstabe b Spiegelstrich 2 und Abs. 7 Spiegelstrich 1 WRRL berücksichtigt werden. Die Vorschrift entspricht bis auf redaktionelle Veränderungen § 33a Abs. 4 WHG.

Zu Nummer 17

§ 151a begründet eine Genehmigungspflicht für Abwassereinleiter in Industrieparks. Die durch das Gesetz zur Umsetzung europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz vom 05. September 2002 (Nds. GVBl. S. 378) eingefügte Vorschrift wurde damit begründet, dass die Anforderungen der IVU-Richtlinie auch bei Indirekteinleitungen aus Industrieanlagen in private Abwasseranlagen beachtet werden müssen und daher die Notwendigkeit besteht, eine wasserrechtliche Genehmigungspflicht zu begründen. Diese Folgerung hat weder der Bundesgesetzgeber noch bisher ein anderer Landesgesetzgeber gezogen. Einer besonderen Genehmigungspflicht bedarf es nicht, weil Anforderungen an die Indirekteinleitungen Inhalt der Erlaubnis des Industrieparkbetreibers für die Direkteinleitung in das Gewässer sind. Diese Erlaubnis enthält auch Regelungen der Teilströme vor der Abwasserbehandlung und der direkten Ableitung des Abwassers in das Gewässer. Dies reicht auch europarechtlich aus. Die Direkteinleitungserlaubnis steht nach § 31a Abs. 3 NWG in dem von der Richtlinie verlangten Koordinierungszusammenhang mit der BImSchG-Genehmiung. Die IVU-Richtlinie verlangt eine Genehmigungspflicht für Anlagen, wobei sich der Anlagenbegriff nicht nur auf die BImSchG-Anlage beschränkt, sonder auch die angeschlossene Kläranlage des Industrieparks mit der Einleitung in das Gewässer umfasst. Nach Art. 2 Nr. 3 IVU-Richtlinie gehören zur Anlage auch die mit der BImSchG-Anlage unmittelbar verbundenen Tätigkeiten, die in einem technischen Zusammenhang stehen und die Auswirkungen auf die Emissionen und die Umweltverschmutzung haben.

Zu Nummer 18

Die nach dem bisherigen § 152 zulässigen Abwasserbeseitigungspläne werden durch die neuen Instrumente der Maßnahmenprogramme (§ 181) und der Bewirtschaftungspläne (§ 184) entbehrlich, die alle Bereiche der Gewässernutzung abdecken und eine integrative Bewirtschaftung sicherstellen sollen. Daneben sind weitere Regelungen nicht mehr erforderlich. Die Regelung entspricht der in der 7. Novelle zum WHG.

Zu Nummer 19

Die Änderung dient nicht der Umsetzung der WRRL, sondern einer sinnvollen Klarstellung hinsichtlich der Genehmigungsbedürftigkeit von Rohrleitungsanlagen. Die sogenannten Verbindungsleitungen bedürfen keiner Genehmigung nach § 156. Sie gehören der Sache nach zum Regelungsbereich der Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 161. Damit sollen bestehende Unklarheiten beim Vollzug der Vorschrift in der Praxis beseitigt werden. Verbindungsleitungen dienen der Verbindung von Anlagen, die in einem engen, betrieblich bedingten Zusammenhang stehen und durch öffentliche Verkehrswege nur kurzräumig getrennt sind. Ausgenommen sind öffentliche Wasserverkehrswege, da sich bei ihnen die Wassergefährlichkeit der in Frage kommenden Stoffe besonders schnell realisieren kann. Eine bestimmte Längenbegrenzung wurde nicht eingeführt, um den Vollzug nicht unnötig einzuschränken. Durch die Zuordnung von Anlagen zu den sogenannten  Verbindungsleitungen dürfen die Anforderungen und Verfahrensvorschriften des UVPG nicht unterlaufen werden.

Zu Nummer 20

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 156 Abs. 1 in der vorangegangenen Nummer. Die dort ausgenommenen Verbindungsleitungen gehören in den Regelungsbereich der §§ 161.

Zu Nummer 21

Die ergänzte Regelung des § 171 dient insbesondere der für die Umsetzung der WRRL erforderlichen Beschaffung und dem Austausch von Informationen einschließlich personenbezogener Daten. Mit der Vorschrift folgt der Entwurf dem Regelungsauftrag in § 37a WHG. Die nach der WRRL geforderte umfassende Bestandsaufnahme des Gewässerzustands, die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung und die Notwendigkeit der Koordinierung der Bewirtschaftungsplanung innerhalb des Landes und darüber hinaus werden wesentlich größere und intensivere Datenerhebungen sowie einen umfangreicheren Datenaustausch und Informationsfluss notwendig machen. Absatz 1 regelt die Erhebung von Informationen, Absatz 2 ihre Weitergabe. Die Verpflichtungen nach Absatz 2 ergeben sich aus Gesetz, Staatsvertrag oder überstaatlicher Rechtsetzung. Absätze 3 und 4 enthalten datenschutzrechtliche Regelungen, die an den bisherigen § 171 anknüpfen.

Zu Nummer 22

Die bisherigen Rahmenpläne werden durch das weiter gehende Instrument der Maßnahmenprogramme für die Flussgebietseinheit ersetzt. Die Maßnahmenprogramme treten auch an die Stelle der bisherigen Bewirtschaftungspläne nach § 184. Der neue § 181 dient in Erfüllung des Regelungsauftrages in § 36 WHG der Umsetzung des Artikels 11 WRRL. Mit den Maßnahmenprogrammen sollen die Bewirtschaftungsziele in den Gewässern erreicht werden. Hierfür ist ein koordiniertes und kooperatives Vorgehen aller befassten Körperschaften unter Einbeziehung der Belange der Wassernutzer, insbesondere der gewerblichen Wirtschaft, der Landbewirtschaftung, der Wasserversorgung, der Fischerei, der Schifffahrt und des Hochwasserschutzes zu gewährleisten.

Nach Absatz 1 sind die Wasserbehörden für die Erarbeitung der Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen für die Teile der Flussgebietseinheit zuständig, die im Lande liegen. Sie leisten insoweit einen koordinierten Beitrag zum Maßnahmenprogramm für die Flussgebietseinheit. Die Beschlussfassung über die Teile der Maßnahmenprogramme, die sich auf die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten beziehen, liegt wegen der Bedeutung der die Ressortgrenzen überschreitenden Entscheidung bei der Landesregierung.

Absatz 2 legt die Ziele der Beiträge der Maßnahmenprogramme fest.

Das Maßnahmenprogramm besteht nach Absatz 3 aus grundlegenden und ggf. aus ergänzenden Maßnahmen. Das Nähere ergibt sich aus den Regelungen der WRRL, auf die verwiesen wird. Die in ein Maßnahmenprogramm aufzunehmenden Regelungen bestehen bereits in einem erheblichen Umfange (z.B. durch die Zulassungserfordernisse des NWG). Ein künftiges Maßnahmenprogramm wird daher u.a. bestehende rechtliche Regelungen, neue Vorschriften, Vereinbarungen, Fördervorhaben, investive Maßnahmen und viele andere Vorhaben umfassen. Bei den ergänzenden Maßnahmen handelt es sich z.B. auch um Fortbildungsvorhaben und die Öffentlichkeitsarbeit. Das Maßnahmenprogramm hat keine Normqualität, sondern bedarf für die Teile der in Niedersachsen gelegenen Flussgebietseinheiten ggf. einer Umsetzung durch Gesetze.

In Absatz 4 wird geregelt, dass das Maßnahmenprogramm neuen Entwicklungen anzupassen ist, d.h. dass es weiter entwickelt werden muss, wenn die für die Gewässer festgelegten Bewirtschaftungsziele nicht erreicht werden können. Damit wird Artikel 11 Abs. 5 WRRL umgesetzt.

Absatz 5 stellt klar, dass grundlegende Maßnahmen nicht zu neuen 

Verschlechterungen der Gewässer allgemein führen dürfen, es  sei denn, der Verzicht auf die Maßnahmen würde sich nachteilig auf die Umwelt insgesamt auswirken. Insoweit ist eine Abwägung vorzunehmen. Absatz 6 setzt Artikel 11 Abs. 6 WRRL um. Er entspricht weitgehend § 36 Abs. 6 Satz 1 WHG.

Absatz 6 setzt in seinem Satz 1 Artikel 5 Abs. 1 Spiegelstrich 3 um, in seinem Satz 2 Artikel 5 Abs. 2 WRRL. Die wirtschaftliche Analyse dient der Klärung des derzeitigen Standes der Wassernutzung in der Flussgebietseinheit und ihrer wirtschaflichen Bedeutung, der Vorausschau zum Wasserangebot und zur –nachfrage im Jahre 2015, der Feststellung, wie weit das Kostendeckungsprinzip bei den Wasserdienstleistungen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung umgesetzt ist, sowie der Ermittlung kosteneffizienter Maßnahmenkombinationen, die Inhalt des Maßnahmenprogramms werden könnten. Die wirtschaftliche Analyse bereitet die inhaltliche Festlegung des Maßnahmenprogramms aus ökonomischer Sicht vor. 

Absatz 7 legt in Durchführung des Auftrages in § 36 Abs. 7 WHG die Fristen für die Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung sowie Durchführung des Maßnahmenprogramms fest. Damit wird Artikel 11 Abs. 7 und 8 WRRL umgesetzt.

Zu Nummer 23

Infolge des neuen § 181 in der vorgegangenen Nummer 22 ist die Zuständigkeitsregelung zur Aufstellung von wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen obsolet geworden.

Zu Nummer 24

Es handelt sich um eine Folgeänderung entsprechend § 36a Abs. 1 Satz 1 WHG. Auch Planungen in einem Maßnahmenprogramm sind durch Veränderungssperre zu sichern. 

Zu Nummer 25

Das Maßnahmenprogramm nach § 181 wird durch den Bewirtschaftungsplan nach Artikel 13 WRRL ergänzt, der auf der Ebene der Flussgebietseinheit erarbeitet wird. Der neue § 184 dient in Erfüllung des Regelungsauftrages in § 36b WHG der Umsetzung des Artikels 13 WRRL. Mit dem Bewirtschaftungsplan soll die integrierte Gewässerbewirtschaftung in der Flussgebietseinheit dokumentiert werden. Der Bewirtschaftungsplan hat keine Normqualität. Die Wasserbehörden sind für die Erstellung des Bewirtschaftungsplans für die Teile der Flussgebietseinheit zuständig, die im Lande liegen. Sie leisten insoweit einen koordinierten Beitrag zum Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietseinheit (Absatz 1). 

Absatz 2 regelt in Satz 1 mit der Verweisung auf Anhang VII der WRRL den Inhalt der Beiträge zu den Bewirtschaftungsplänen. Satz 2 regelt besondere Dokumentationspflichten für die Fälle, dass von den Bewirtschaftungszielen und den gesetzten Fristen abgewichen wird. Die Regelung entspricht § 36b Abs. 2 Satz 1 WHG.

Absatz 3 regelt entsprechend § 36b Abs. 4 Satz 1 WHG in Umsetzung von Artikel 13 Abs. 5 WRRL die Aufstellung von detaillierteren Programmen und Beiträgen zu Bewirtschaftungsplänen.

Absatz 4 regelt in Umsetzung von Artikel 13 Abs. 6 und 7 WRRL die Fristen für die Veröffentlichung, Überprüfung und Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne.

Zu Nummer 26

Zu § 184a 

Der neue § 184a dient der Umsetzung des Artikels 14 WRRL, der die Information und Anhörung der Öffentlichkeit regelt. § 36b Abs. 5 Satz 2 WHG erteilt einen Regelungsauftrag an die Länder, der die Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung des Bewirtschaftungsplans betrifft.

Absatz 1 begründet entsprechend Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 WRRL die grundlegende Verpflichtung der Wasserbehörden, die Beteiligung der interessierten Öffentlichkeit an der Vorbereitung der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne zu fördern. Dabei geht es darum, Kenntnisse, Erfahrungen und Interessen möglichst frühzeitig in den Planungsprozess einzubeziehen, um zu besseren Entscheidungsgrundlagen zu kommen, Fehlsteuerungen zu vermeiden, Interessengegensätze ab- und möglichst weitgehend auszugleichen und die Akzeptanz der Planung zu verbessern. Entsprechend der anstehenden Fragestellung und dem Stadium der Planung (Bestandsaufnahme, Einsatz des Monitoring, Planung von Bewirtschaftungsmaßnahmen und dergl.) können unterschiedliche Beteiligungsformen angewandt werden. Weder die WRRL noch das NWG sehen hierfür einen Kanon von Maßnahmen vor. Dies ist angesichts des vielfältigen Beteiligungsbedarfs bei der Umsetzung der WRRL, der im Einzelnen noch nicht absehbar ist, auch nicht möglich. Der in der WRRL benutzte Begriff der interessierten Stellen umfaßt natürliche Personen, Gruppen von Personen und Organisationen mit eigener rechtlicher Persönlichkeit. Die Beteiligungsmaßnahmen sollen sich an die Personen, Gruppen und Organisationen richten, die zu erkennen gegeben haben, dass sie an einer Beteiligung interessiert sind. 

Absatz 2 Satz 1 regelt entsprechend Artikel 14 Abs. 1 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 2 und 3 WRRL die Mindestanforderungen an die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Erarbeitung eines Bewirtschaftungsplans. Gegenstand des Verfahrens sind der gesamte Bewirtschaftungsplan für die Flussgebietseinheit unter Einschluss der außerhalb Niedersachsens liegenden Gebiete sowie die auf das Land Niedersachsen bezogenen Beiträge. Die Regelung in Satz 2 soll sicherstellen, dass der nach § 9 Abs. 1 des Umweltinformationsgesetzes (UIG) eingeräumte Informationszugang bei den Wasserbehörden konzentriert wird, die für die Erstellung der Beiträge zu den Bewirtschaftungsplänen zuständig sind. Insoweit wird von der Ermächtigung des § 9 Abs. 2 Satz 1 UIG Gebrauch gemacht. 

Zu § 184b

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 6 WRRL. Das WHG enthält keine nähere rahmenrechtliche Regelung. Das Verzeichnis umfasst nach Satz 1 Nummer 1 zum einen die Schutzgebiete, deren Ausweisung auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft zurückgeht, d.h. die Ausweisung des Schutzgebiets beruht auf einer europarechtlichen Verpflichtung auf Grund einer Richtlinie. Zu nennen sind hier Artikel 7 WRRL (Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten), die Fischgewässerrichtlinie, die Muschelgewässerrichtlinie, die Badegewässerrichtlinie, die Nitratrichtlinie, die Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser, die FFH-Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie. Zum anderen enthält das Verzeichnis nach Satz 1 Nummer 2 die in Artikel 7 Abs. 1 WRRL genannten Gewässer für die Entnahme von Trinkwasser. Die Qualität eines Gewässers als Schutzgebiet oder als Ressource für die Trinkwasserentnahme ist für die Bestimmung des Zustands des Gewässers, die zu treffenden Überwachungsmaßnahmen und den Inhalt des Maßnahmenprogramms von Bedeutung. Die regelmäßige Aktualisierung des Verzeichnisses erfolgt spätestens im Rahmen der Erarbeitung der Bewirtschaftungspläne, die auch die Darstellung der Schutzgebiete zu enthalten haben. 

Zu Nummer 27

Die Änderungen dienen im wesentlichen dem Zweck, die Umsetzung von der dem nationalen Gesetzgeber im zunehmenden Umfange in Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft gegebenen Aufträge zu ermöglichen, dass für Verstöße gegen die zur Umsetzung der Richtlinien erlassenen innerstaatlichen Bestimmungen Sanktionen festzulegen sind und diese wirksam, angemessen und abschreckend sein müssen. Derartige Regelungen enthalten z.B. Artikel 23 WRRL und Artikel 19 der Richtlinie 2000/76/EG vom 4. Dezember 2000 über die Verbrennung von Abfällen. Soweit die Richtlinien in Niedersachsen durch Verordnung umgesetzt werden, ist in § 190 Abs. 2 NWG die Möglichkeit zu schaffen, Bußgeldtatbestände für die Nichtbeachtung der nach den Richtlinien geforderten Verhaltenspflichten vorzusehen. Die Regelung sollte sich auf alle Verordnungen erstrecken, die auf Grund der Verordnungsermächtigungen des NWG mit europarechtlichem Bezug erlassen werden können. Diese Änderungen befinden sich in Buchstabe a und Buchstabe d, soweit letzterer die Nummern 7 und 8 betrifft.

Buchstabe d regelt mit der Nummer 9 eine zusätzliche Erweiterung der Bußgeldtatbestände, die dem Vollzug einer künftigen Verordnung über die Eigenüberwachung von Abwasseranlagen dient. In Betracht kommt z.B. die Ahndung von Verstößen gegen zeitliche und inhaltliche Festlegungen von Überwachungsmaßnahmen.

Die Streichung von Nummer 5 in Buchstabe c berücksichtigt, dass die Ermächtigung für eine Indirekteinleiterverordnung mit der 11. Novelle zum NWG aufgehoben worden ist und eine Indirekteinleiterverordnung nicht mehr besteht.

Die Änderungen in den Buchstaben b und c enthalten Folgeänderungen.

Zu Artikel 2

Neubekanntmachung

Angesichts der verschiedenen Änderungen des Niedersächsischen Wassergesetzes in der Vergangenheit und der vorliegenden umfangreichen Änderung ist eine Neubekanntmachung angezeigt, um ein übersichtliches Gesetzeswerk zur Verfügung zu stellen.

Zu Artikel 3

In-Kraft-Treten

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten des Gesetzes.

